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Betreff:  Ihre Anfrage vom 11.11.2014 
 

Sehr geehrter Herr Eder! 

Zu Ihrer Anfrage vom 11.11.2014 kann Ihnen seitens der für das Aufenthalts-, 

Personenstands- und Staatsbürgerschaftswesen zuständigen Fachabteilung des 

Bundesministeriums für Inneres (BM.I) Folgendes mitgeteilt werden: 

Eingangs wird allgemein angemerkt, dass Drittstaatsangehörige, die beabsichtigen sich 

länger als sechs Monate in Österreich aufzuhalten oder niederzulassen, einen dem 

Aufenthaltszweck entsprechenden Aufenthaltstitel nach dem Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetz (NAG) benötigen. Für Aufenthalte bis zu sechs Monaten ist kein 

Aufenthaltstitel, sondern allenfalls ein Visum nach dem Fremdenpolizeigesetz (FPG) zu 

beantragen. 

Die Bestimmungen des NAG zur Familienzusammenführung von Drittstaatsangehörigen mit 

in Österreich niedergelassenen Familienangehörigen, die ebenfalls Drittstaatsangehörige 

sind, entsprechen unionsrechtlichen Vorgaben, die insbesondere durch Annahme der 

Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf 

Familienzusammenführung („Familienzusammenführungsrichtlinie“) festgelegt wurden. Ziel 

dieser Richtlinie ist die Festlegung der Bedingungen für die Ausübung des Rechts auf 

Familienzusammenführung durch Drittstaatsangehörige, die sich rechtmäßig im Gebiet der 

Mitgliedstaaten aufhalten. Das Recht auf Familienzusammenführung besteht nicht 

bedingungslos, sondern ist vom Vorliegen bestimmter Voraussetzungen abhängig. So 

können die Mitgliedstaaten vom Antragsteller den Nachweis verlangen, dass der 

Zusammenführende über einen ortsüblichen Wohnraum, einen Krankenversicherungsschutz 

und ausreichende Existenzmittel für ihn selbst und seine Familienangehörigen verfügt. Dies 

wurde in Österreich entsprechend umgesetzt. 
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Über die Vorgaben europäischer Richtlinien hinaus, ist im Rahmen von Verfahren zur 

Erteilung eines Aufenthaltstitels stets auch Artikel 8 der Konvention zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention – EMRK) zu 

berücksichtigen, welche in Österreich in Verfassungsrang steht. Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK 

hat jede Person das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und 

ihrer Korrespondenz. Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, 

soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft 

notwendig ist für die nationale oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des 

Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der 

Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

In diesem Sinne ist ein Aufenthaltstitel trotz Vorliegens bestimmter Erteilungshindernisse 

sowie trotz Ermangelung bestimmter Erteilungsvoraussetzungen zu erteilen, wenn dies zur 

Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8 EMRK geboten ist.  

Eine generelle Verpflichtung der Mitgliedstaaten, dem Wunsch eines Fremden, sich in einem 

bestimmten Mitgliedstaat aufzuhalten, nachkommen zu müssen, ist jedoch aus Artikel 8 

EMRK nicht abzuleiten.  

 

Für die Bundesministerin: 

 

Mag. Dietmar Hudsky 
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